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32. Gesetz vom 16. März 2011, mit dem das Tiroler Krankenanstaltengesetz geändert wird
33. Gesetz vom 16. März 2011, mit dem das Landes-Vertragsbedienstetengesetz geändert wird 

(13. L-VBG-Novelle)

Der Landtag hat beschlossen:

Artikel I

Das Tiroler Krankenanstaltengesetz, LGBl. Nr. 5/1958,
zuletzt geändert durch das Gesetz LGBl. Nr. 100/2010,
wird wie folgt geändert: 

1. Die Abs. 3 und 4 des § 1 haben zu lauten:
„(3) Krankenanstalten im Sinn der Abs. 1 und 2 sind:
a) allgemeine Krankenanstalten, das sind Kranken-

anstalten für Personen ohne Unterschied des Ge-
schlechtes, des Alters oder der Art der ärztlichen Be-
treuung,

b) Sonderkrankenanstalten, das sind Krankenanstal-
ten für die Untersuchung und Behandlung von Perso-
nen mit bestimmten Krankheiten oder von Personen
bestimmter Altersstufen oder für bestimmte Zwecke,

c) Pflegeanstalten für chronisch Kranke, die ärzt-
licher Betreuung und besonderer Pflege bedürfen,

d) Sanatorien, das sind Krankenanstalten, die höhe-
ren Ansprüchen hinsichtlich der Verpflegung und der
Unterbringung, insbesondere durch eine niedrigere
Bettenanzahl in den Krankenzimmern und eine bessere
Ausstattung und Lage der Krankenzimmer, entspre-
chen, 

e) selbstständige Ambulatorien, das sind organisato-
risch selbstständige Einrichtungen, die der Untersu-
chung oder Behandlung von Personen dienen, die einer
Aufnahme in Anstaltspflege nicht bedürfen. Solche Ein-
richtungen gelten auch dann als selbstständige Ambu-
latorien, wenn sie über eine angemessene Zahl von Bet-
ten verfügen, die für eine kurzfristige Unterbringung
zur Durchführung ambulanter diagnostischer und the-
rapeutischer Maßnahmen unentbehrlich sind. Die

Durchführung von Hausbesuchen im jeweiligen Ein-
zugsgebiet ist zulässig.

(4) Einrichtungen, die eine gleichzeitige Behandlung
von mehreren Personen ermöglichen und durch die An-
stellung insbesondere von Angehörigen von Gesund-
heitsberufen eine Organisationsdichte und -struktur
aufweisen, die insbesondere im Hinblick auf das ar-
beitsteilige Zusammenwirken und das Leistungsvolu-
men eine Anstaltsordnung erfordern, sind nicht als
Ordinationsstätten von Ärzten oder Zahnärzten anzu-
sehen. Sie unterliegen diesem Gesetz.“

2. In der lit. d des § 2 wird das Zitat „BGBl. I Nr.
63/2002“ durch das Zitat „BGBl. I Nr. 63/2002, in der
Fassung des Gesetzes BGBl. I Nr. 111/2009“ ersetzt.

3. Im § 2 werden am Ende der lit. d der Punkt durch
einen Strichpunkt ersetzt und folgende Bestimmung als
lit. e angefügt:

„e) Gruppenpraxen.“
4. Im Abs. 1 des § 2a haben in der lit. b der zweite und

der dritte Satz zu lauten: 
„Weiters müssen Einrichtungen für Anästhesiologie,

für Hämodialyse, für Strahlendiagnostik, Strahlenthe-
rapie und Nuklearmedizin, für Physikalische Medizin
und für Reanimation und Intensivpflege vorhanden sein
und durch Fachärzte des betreffenden Sonderfaches be-
treut werden; entsprechend dem Bedarf hat die Betreu-
ung im Sonderfach Mund-, Kiefer- und Gesichtschirur-
gie durch eigene Einrichtungen oder durch Fachärzte
des betreffenden Sonderfaches als Konsiliarärzte zu er-
folgen. In den nach dem Anstaltszweck und dem Leis-
tungsangebot in Betracht kommenden weiteren medi-
zinischen Sonderfächern muss eine ärztliche Betreuung
durch Fachärzte als Konsiliarärzte gesichert sein.“ 
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5. § 3 hat zu lauten:
„§ 3

Errichtungsbewilligung 
für bettenführende Krankenanstalten

(1) Die Errichtung einer bettenführenden Kranken-
anstalt bedarf der Bewilligung der Landesregierung (Er-
richtungsbewilligung), soweit im Abs. 6 nichts anderes
bestimmt ist. Um die Erteilung der Errichtungsbewilli-
gung ist schriftlich anzusuchen. Sollen ambulante
Untersuchungen und Behandlungen durchgeführt wer-
den, die über den Umfang des § 38 hinausgehen, so
müssen die Voraussetzungen nach § 4b Abs. 2 lit. a in
Verbindung mit Abs. 3 vorliegen.

(2) Im Ansuchen um die Erteilung der Errichtungs-
bewilligung sind die Bezeichnung der Krankenanstalt,
der Anstaltszweck, das vorgesehene Leistungsangebot
(Leistungsspektrum, Leistungsvolumen einschließlich
vorgesehener Personalausstattung) und allenfalls vorge-
sehene Leistungsschwerpunkte genau anzugeben. Dem
Ansuchen sind folgende Unterlagen anzuschließen:

a) die zur Beurteilung des Vorhabens erforderlichen
Planunterlagen, wie Lagepläne, Baupläne, Baubeschrei-
bungen und dergleichen, jeweils in dreifacher Ausferti-
gung; für den Inhalt und die Form dieser Planunterlagen
gelten die baurechtlichen Vorschriften betreffend den
Inhalt und die Form der Planunterlagen in ihrer jeweils
geltenden Fassung sinngemäß;

b) ein Verzeichnis, aus dem die Anzahl der Anstalts-
räume, getrennt nach ihrem Verwendungszweck, er-
sichtlich ist;

c) Pläne und Beschreibungen für die technischen Ein-
richtungen sowie ein Verzeichnis der wesentlichen me-
dizinisch-technischen Apparate, jeweils in dreifacher
Ausfertigung;

d) ein Verzeichnis über den Bettenstand für die
Schlafräume der Pfleglinge und des Anstaltspersonals.

Die Behörde kann die Vorlage weiterer Unterlagen,
die für die Beurteilung der Zulässigkeit des Vorhabens
nach diesem Gesetz und den aufgrund dieses Gesetzes
erlassenen Verordnungen erforderlich sind, verlangen.

(3) Beabsichtigt der Träger der Krankenanstalt Mittel
aufgrund der Vereinbarung gemäß Art. 15a B-VG über
die Organisation und Finanzierung des Gesundheits-
wesens in Anspruch zu nehmen, so hat er dies bereits
im Ansuchen um die Erteilung der Errichtungsbewilli-
gung bekannt zu geben.

(4) Vor der Entscheidung über ein Ansuchen um die
Erteilung der Errichtungsbewilligung ist der Landes-
sanitätsrat zu hören. Der Landessanitätsrat hat seine
Stellungnahme innerhalb von zwei Monaten abzugeben.

(5) Im Verfahren zur Erteilung der Errichtungsbe-
willigung einschließlich eines allfälligen Verfahrens nach
§ 3a Abs. 5 haben hinsichtlich des nach § 3a Abs. 2 lit. a
in Verbindung mit Abs. 2a zu prüfenden Bedarfes

a) die gesetzliche Interessenvertretung der privaten
Krankenanstalten und

b) die betroffenen Sozialversicherungsträger
Parteistellung im Sinn des § 8 des Allgemeinen Ver-

waltungsverfahrensgesetzes 1991 – AVG, BGBl. Nr. 51,
und das Recht, Beschwerde an den Verwaltungsge-
richtshof zu erheben.

(6) Die Errichtung einer allgemeinen Krankenanstalt
durch einen Sozialversicherungsträger bedarf keiner
Bewilligung. Beabsichtigt ein Sozialversicherungsträger
die Errichtung einer allgemeinen Krankenanstalt, so hat
er dies der Landesregierung vor dem Baubeginn schrift-
lich anzuzeigen.“

6. Im Abs. 2 des § 3a hat der Einleitungssatz zu lauten:
„Die Errichtungsbewilligung ist zu erteilen, wenn fol-

gende Voraussetzungen vorliegen:“
7. Im Abs. 2 des § 3a hat in der lit. a der erste Satz zu

lauten:
„Für die vorgesehene Krankenanstalt muss nach dem

angegebenen Anstaltszweck und dem in Aussicht ge-
nommenen Leistungsangebot im Hinblick auf das be-
reits bestehende Versorgungsangebot durch öffentliche,
private gemeinnützige und sonstige bettenführende
Krankenanstalten mit Kassenverträgen

1. zur Aufrechterhaltung einer qualitativ hochwerti-
gen, ausgewogenen und allgemein zugänglichen Ge-
sundheitsversorgung und 

2. zur Wahrung des finanziellen Gleichgewichts des
Systems der sozialen Sicherheit

ein Bedarf nach Abs. 2a gegeben sein.“
8. Im Abs. 2 des § 3a wird in der lit. f die Wortfolge

„juristischen Personen, eingetragenen Erwerbsgesell-
schaften und Personengesellschaften des Handelsrech-
tes“ durch die Wortfolge „juristischen Personen oder
eingetragenen Personengesellschaften“ ersetzt.

9. Im § 3a werden nach Abs. 2 folgende Bestimmun-
gen als Abs. 2a und 2b eingefügt:

„(2a) Ein Bedarf ist gegeben, wenn unter Berück-
sichtigung der Ergebnisse der Planungen des Regiona-
len Strukturplanes Gesundheit Tirol hinsichtlich

a) der örtlichen Verhältnisse (regionale rurale oder
urbane Bevölkerungsstruktur und Besiedlungsdichte),

b) der für die Versorgung bedeutsamen Verkehrsver-
bindungen,

c) der Auslastung bestehender stationärer Einrich-
tungen und
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d) der Entwicklungstendenzen in der Medizin
eine wesentliche Verbesserung des Versorgungsange-

bots nachgewiesen werden kann.
(2b) Sollen in der vorgesehenen Krankenanstalt aus-

schließlich sozialversicherungsrechtlich nicht erstat-
tungsfähige Leistungen erbracht werden, so entfällt die
Bedarfsprüfung nach Abs. 2 lit. a in Verbindung mit
Abs. 2a. Die Tiroler Gebietskrankenkasse ist zur Frage,
ob es sich beim Leistungsangebot um ausschließlich so-
zialversicherungsrechtlich nicht erstattungsfähige Leis-
tungen handelt, zu hören.“

10. Die Abs. 4 und 5 des § 3a werden aufgehoben; die
bisherigen Abs. 6 und 7 des § 3a erhalten die Absatzbe-
zeichnungen „(4)“ und „(5)“.

11. § 4 erhält folgende Überschrift:
„Betriebsbewilligung 

für bettenführende Krankenanstalten“

12. Im Abs. 1 des § 4 wird im ersten Satz vor dem
Wort „Krankenanstalt“ das Wort „bettenführenden“
eingefügt.

13. Im Abs. 2 des § 4 haben die lit. d und e zu lauten:
„d) Es muss ein geeigneter Arzt als verantwortlicher

Leiter des ärztlichen Dienstes bestellt sein. Für die Füh-
rung der im § 11 Abs. 2 genannten Organisationsein-
heiten der Krankenanstalt müssen geeignete Ärzte zur
Verfügung stehen. Es muss glaubhaft gemacht werden,
dass die nach dem Anstaltszweck, dem vorgesehenen
Leistungsangebot und den allenfalls vorgesehenen Leis-
tungsschwerpunkten erforderlichen Ärzte in ausrei-
chender Anzahl zur Verfügung stehen.

e) Es muss glaubhaft gemacht werden, dass das nach
dem Anstaltszweck, dem vorgesehenen Leistungsan-
gebot und den allenfalls vorgesehenen Leistungsschwer-
punkten sonstige erforderliche Personal in ausreichen-
dem Ausmaß zur Verfügung steht, insbesondere im Be-
reich des Krankenpflegefachdienstes, der medizinisch-
technischen Dienste und des Sanitätshilfsdienstes.“

14. Im Abs. 2 des § 4 wird folgende Bestimmung als
lit. g angefügt:

„g) Nach Maßgabe des § 6a muss der Abschluss einer
Haftpflichtversicherung nachgewiesen werden.“

15. Der Abs. 5 des § 4 wird aufgehoben; der bisherige
Abs. 6 des § 4 erhält die Absatzbezeichnung „(5)“.

16. Nach § 4 werden folgende Bestimmungen als
§§ 4a, 4b und 4c eingefügt:

„§ 4a
Errichtungsbewilligung 

für selbstständige Ambulatorien

(1) Die Errichtung eines selbstständigen Ambulato-
riums bedarf der Bewilligung der Landesregierung (Er-

richtungsbewilligung). Um die Erteilung der Errich-
tungsbewilligung ist schriftlich anzusuchen.

(2) Im Ansuchen um die Erteilung der Errichtungs-
bewilligung sind die Bezeichnung der Krankenanstalt,
der Anstaltszweck und das in Aussicht genommene
Leistungsangebot (Leistungsspektrum, Öffnungszei-
ten unter Berücksichtigung von Tagesrand- und Nacht-
zeiten, Samstagen, Sonntagen und Feiertagen sowie
Leistungsvolumen einschließlich vorgesehener Perso-
nalausstattung, insbesondere vorgesehene Anzahl von
Ärzten bzw. Zahnärzten) und allenfalls vorgesehene
Leistungsschwerpunkte genau anzugeben. Dem An-
suchen sind folgende Unterlagen anzuschließen:

a) die zur Beurteilung des Vorhabens erforderlichen
Planunterlagen, wie Lagepläne, Baupläne, Baubeschrei-
bungen und dergleichen, jeweils in dreifacher Ausferti-
gung; für den Inhalt und die Form dieser Planunterla-
gen gelten die baurechtlichen Vorschriften betreffend
den Inhalt und die Form der Planunterlagen in ihrer
jeweils geltenden Fassung sinngemäß;

b) ein Verzeichnis, aus dem die Anzahl der Anstalts-
räume, getrennt nach ihrem Verwendungszweck, er-
sichtlich ist; 

c) Pläne und Beschreibungen für die technischen Ein-
richtungen sowie ein Verzeichnis der wesentlichen me-
dizinisch-technischen Apparate, jeweils in dreifacher
Ausfertigung.

(3) Zum Vorliegen der Voraussetzungen nach § 4b
Abs. 3 ist im Errichtungsbewilligungsverfahren bzw. im
Verfahren nach § 4b Abs. 9 eine planungsfachliche Stel-
lungnahme der Gesundheit Österreich GmbH oder
eines vergleichbaren Planungsinstitutes sowie eine be-
gründete Stellungnahme der Gesundheitsplattform des
Tiroler Gesundheitsfonds einzuholen.

(4) Vor der Entscheidung über ein Ansuchen um die
Erteilung der Errichtungsbewilligung ist der Landes-
sanitätsrat zu hören. Der Landessanitätsrat hat seine
Stellungnahme innerhalb von zwei Monaten abzugeben. 

(5) Im Verfahren zur Erteilung der Errichtungsbe-
willigung einschließlich eines allfälligen Verfahrens nach
§ 4b Abs. 9 haben hinsichtlich der nach § 4b Abs. 2 lit. a
in Verbindung mit Abs. 3 zu prüfenden Voraussetzungen

a) die gesetzliche Interessenvertretung der privaten
Krankenanstalten,

b) die betroffenen Sozialversicherungsträger und
c) die Ärztekammer für Tirol, bei selbstständigen

Zahnambulatorien auch die Österreichische Zahnärzte-
kammer 

Parteistellung im Sinn des § 8 AVG und das Recht,
Beschwerde an den Verwaltungsgerichtshof zu erheben.
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§ 4b
Voraussetzungen für die Erteilung 

der Errichtungsbewilligung für 
selbstständige Ambulatorien

(1) Die Landesregierung hat über ein Ansuchen um
die Erteilung der Errichtungsbewilligung mit schriftli-
chem Bescheid zu entscheiden.

(2) Die Errichtungsbewilligung ist, soweit in den
Abs. 4 und 7 nichts anderes bestimmt ist, zu erteilen,
wenn:

a) nach dem angegebenen Anstaltszweck und dem in
Aussicht genommenen Leistungsangebot im Hinblick
auf das bereits bestehende Versorgungsangebot durch
öffentliche, private gemeinnützige und sonstige Kran-
kenanstalten mit Kassenverträgen sowie im Hinblick
auf das Versorgungsangebot durch Ambulanzen der
genannten Krankenanstalten und kasseneigene Einrich-
tungen, niedergelassene Ärzte, Gruppenpraxen und
selbstständige Ambulatorien, soweit diese sozialversi-
cherungsrechtlich erstattungsfähige Leistungen erbrin-
gen, bei selbstständigen Zahnambulatorien auch im
Hinblick auf niedergelassene Zahnärzte, Dentisten und
zahnärztliche Gruppenpraxen, soweit diese sozialversi-
cherungsrechtlich erstattungsfähige Leistungen erbrin-
gen,

1. zur Aufrechterhaltung einer qualitativ hochwerti-
gen, ausgewogenen und allgemein zugänglichen Ge-
sundheitsversorgung und

2. zur Wahrung des finanziellen Gleichgewichts des
Systems der sozialen Sicherheit

eine wesentliche Verbesserung des Versorgungsange-
bots im Einzugsgebiet erreicht werden kann und

b) die Voraussetzungen nach § 3a Abs. 2 lit. b bis f
vorliegen.

(3) Bei der Beurteilung, ob eine wesentliche Verbes-
serung des Versorgungsangebotes im Einzugsgebiet er-
reicht werden kann, sind ausgehend von den Planungs-
ergebnissen des Regionalen Strukturplanes Gesundheit
Tirol folgende Voraussetzungen zu berücksichtigen:

a) die örtlichen Verhältnisse (regionale rurale oder
urbane Bevölkerungsstruktur und Besiedlungsdichte),

b) die für die Versorgung bedeutsamen Verkehrsver-
bindungen,

c) das Inanspruchnahmeverhalten und die Auslas-
tung von bestehenden Leistungsanbietern, die sozial-
versicherungsrechtlich erstattungsfähige Leistungen er-
bringen, durch Pfleglinge,

d) die durchschnittliche Belastung bestehender Leis-
tungsanbieter nach lit. c und

e) die Entwicklungstendenzen in der Medizin bzw.
Zahnmedizin.

(4) Sollen im selbstständigen Ambulatorium nach
dem vorgesehenen Leistungsangebot ausschließlich so-
zialversicherungsrechtlich nicht erstattungsfähige Leis-
tungen erbracht werden, so müssen die Voraussetzun-
gen nach Abs. 2 lit. a in Verbindung mit Abs. 3 nicht vor-
liegen. Die Tiroler Gebietskrankenkasse ist zur Frage,
ob es sich beim Leistungsangebot um ausschließlich so-
zialversicherungsrechtlich nicht erstattungsfähige Leis-
tungen handelt, zu hören. 

(5) In der Errichtungsbewilligung sind, ausgenom-
men im Fall des Abs. 4, im Rahmen des Antrags jeden-
falls das Leistungsvolumen, das Leistungsspektrum und
bedarfsgerechte Öffnungszeiten (Berücksichtigung
von Tagesrand- und Nachtzeiten und von Samstagen,
Sonntagen und Feiertagen) sowie erforderlichenfalls
Bereitschaftszeiten und gegebenenfalls die Verpflich-
tung zur Durchführung von Hausbesuchen festzulegen.

(6) Die Errichtungsbewilligung ist mit Auflagen oder
unter Bedingungen zu erteilen, soweit dies 

a) zur Erfüllung der Voraussetzungen nach Abs. 2,
b) zur Gewährleistung einer den Grundsätzen und

anerkannten Methoden der medizinischen Wissenschaft
entsprechenden ärztlichen Behandlung oder 

c) aus anderen öffentlichen Interessen, insbesondere
im Interesse der bestmöglichen gesundheitlichen Be-
treuung der Bevölkerung, 

erforderlich ist. Die Errichtungsbewilligung ist je-
denfalls unter der Bedingung zu erteilen, dass innerhalb
eines angemessen festzusetzenden Zeitraumes um die
Betriebsbewilligung angesucht wird. Diese Frist kann
bei Vorliegen berücksichtigungswürdiger Gründe von
der Landesregierung verlängert werden. Nach dem
Ablauf dieser Frist erlischt die Errichtungsbewilligung.

(7) Die Errichtungsbewilligung für ein selbstständi-
ges Ambulatorium eines Sozialversicherungsträgers ist
zu erteilen, wenn 

a) das Einvernehmen zwischen dem Sozialversiche-
rungsträger und der Ärztekammer für Tirol bzw. der
Österreichischen Zahnärztekammer oder zwischen
dem Hauptverband der österreichischen Sozialversi-
cherungsträger und der Österreichischen Ärztekammer
bzw. der Österreichischen Zahnärztekammer im Sinn
des § 339 ASVG und

b) die Voraussetzungen nach § 3a Abs. 2 lit. b bis e
vorliegen. Kommt das Einvernehmen nach lit. a nicht

zustande, so ist die Errichtungsbewilligung zu erteilen,
wenn die Voraussetzungen nach Abs. 2 lit. a in Verbin-
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dung mit Abs. 3 und nach § 3a Abs. 2 lit. b bis e vorlie-
gen. Dies gilt auch dann, wenn der Sozialversicherungs-
träger Dritte mit dem Betrieb des selbstständigen Am-
bulatoriums betraut. 

(8) Die Landesregierung hat nach der Erteilung der
Errichtungsbewilligung andere oder zusätzliche Auf-
lagen vorzuschreiben, soweit dies zur Vermeidung einer
Gefahr für das Leben oder die Gesundheit von Men-
schen erforderlich ist. 

(9) Die Landesregierung kann im Errichtungsbewil-
ligungsverfahren durch Bescheid über das Vorliegen der
Voraussetzung nach § 4b Abs. 2 lit. a (wesentliche Ver-
besserung des Versorgungsangebots im Einzugsgebiet)
gesondert entscheiden, wenn der Bewilligungswerber
glaubhaft macht, dass die Vorlage der Unterlagen nach
§ 4a Abs. 2 lit. a, b und c mit einem erheblichen wirt-
schaftlichen Aufwand verbunden wäre und die Ent-
scheidung über das Vorliegen der Voraussetzung nach
§ 4b Abs. 2 lit. a auch ohne diese Unterlagen erfolgen
kann. Ein Bescheid, mit dem das Vorliegen der Voraus-
setzung nach § 4b Abs. 2 lit. a festgestellt wird, tritt mit
dem Ablauf von drei Jahren nach seiner Erlassung außer
Kraft, wenn das Errichtungsbewilligungsverfahren bis
zu diesem Zeitpunkt nicht durch Vorlage der Unterlagen
nach § 4a Abs. 2 lit. a, b und c fortgesetzt worden ist.

§ 4c
Betriebsbewilligung 

für selbstständige Ambulatorien

(1) Der Betrieb eines selbstständigen Ambulatoriums
bedarf der Bewilligung der Landesregierung (Betriebs-
bewilligung). Um die Erteilung der Betriebsbewilligung
ist schriftlich anzusuchen. Die Landesregierung hat über
ein Ansuchen um die Erteilung der Betriebsbewilligung
mit schriftlichem Bescheid zu entscheiden. Sie hat vor
der Entscheidung einen Augenschein an Ort und Stelle
vorzunehmen.

(2) Die Betriebsbewilligung ist, soweit im Abs. 4
nichts anderes bestimmt ist, zu erteilen, wenn folgende
Voraussetzungen vorliegen:

a) Die Errichtungsbewilligung für die Krankenanstalt
muss vorliegen.

b) Die für den unmittelbaren Betrieb der Kranken-
anstalt erforderlichen technischen Einrichtungen und
medizinisch-technischen Apparate müssen vorhanden
sein und die Betriebsanlage sowie alle medizinisch-tech-
nischen Apparate und technischen Einrichtungen müs-
sen den sicherheitstechnischen und gesundheitspolizei-
lichen Vorschriften entsprechen. Der Träger der Kran-
kenanstalt hat der Behörde zum Nachweis der Erfüllung

der sicherheitstechnischen Vorschriften die allenfalls
erforderliche Baubenützungsbewilligung, eine Bestäti-
gung des Technischen Sicherheitsbeauftragten über die
vorschriftsmäßige Ausführung der technischen Ein-
richtungen und medizinisch-technischen Apparate so-
wie erforderlichenfalls auf Verlangen der Behörde ein
sicherheitstechnisches Gutachten und ein kranken-
haushygienisches Gutachten vorzulegen.

c) Es muss eine Anstaltsordnung (§ 10) vorliegen.
d) Es muss ein geeigneter Arzt als verantwortlicher

Leiter des ärztlichen Dienstes oder ein geeigneter Zahn-
arzt als verantwortlicher Leiter des zahnärztlichen
Dienstes bestellt sein. Es muss glaubhaft gemacht wer-
den, dass die nach dem Anstaltszweck, dem vorgesehe-
nen Leistungsangebot und den allenfalls vorgesehenen
Leistungsschwerpunkten erforderlichen Ärzte oder
Zahnärzte in ausreichender Anzahl zur Verfügung
stehen.

e) Es muss glaubhaft gemacht werden, dass das nach
dem Anstaltszweck, dem vorgesehenen Leistungsange-
bot und den allenfalls vorgesehenen Leistungsschwer-
punkten sonstige erforderliche Personal in ausreichen-
dem Ausmaß zur Verfügung steht, insbesondere im
Bereich des Krankenpflegefachdienstes, der medizinisch-
technischen Dienste und des Sanitätshilfsdienstes.

f) Nach Maßgabe des § 6a muss der Abschluss einer
Haftpflichtversicherung nachgewiesen werden.

(3) Wurde das selbstständige Ambulatorium nicht der
Errichtungsbewilligung entsprechend errichtet, so hat
die Landesregierung zugleich mit der Betriebsbewilli-
gung die Änderungen zu bewilligen, wenn das selbst-
ständige Ambulatorium trotz der Abweichungen den
Voraussetzungen nach § 4b Abs. 2 entspricht.

(4) Die Betriebsbewilligung für ein von einem Sozi-
alversicherungsträger errichtetes selbstständiges Am-
bulatorium ist zu erteilen, wenn die Voraussetzungen
nach Abs. 2 lit. a bis e vorliegen.

(5) Stellt sich nach der Erteilung der Betriebsbewil-
ligung heraus, dass die Betriebsanlage, technische Ein-
richtungen oder medizinisch-technische Apparate den
sicherheitstechnischen oder gesundheitspolizeilichen
Vorschriften nicht entsprechen, so hat die Landesregie-
rung andere oder zusätzliche Auflagen vorzuschreiben,
soweit dies zur Vermeidung einer Gefahr für das Leben
oder die Gesundheit von Menschen erforderlich ist.“

17. § 5 erhält folgende Überschrift:
„Änderungen von Krankenanstalten“

18. Der Abs. 3 des § 5 hat zu lauten:
„(3) Für die Bewilligung von Änderungen gelten die

§§ 3, 3a, 4, 4a, 4b und 4c sinngemäß. Erfolgt die Verle-
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gung nach Abs. 2 lit. a innerhalb der bisherigen Stand-
ortgemeinde, so entfällt die Bedarfsprüfung (§ 3a Abs. 2
lit. a in Verbindung mit Abs. 2a) bzw. die Prüfung der
Voraussetzung nach § 4b Abs. 2 lit. a, wenn mit der Ver-
legung keine wesentliche Änderung des Leistungsan-
gebotes verbunden ist. Beabsichtigt der Träger einer
Krankenanstalt, die bisher ausschließlich sozialversi-
cherungsrechtlich nicht erstattungsfähige Leistungen
erbracht hat (§ 3a Abs. 2b und § 4b Abs. 4) nunmehr
auch sozialversicherungsrechtlich erstattungsfähige
Leistungen anzubieten, so ist diesbezüglich eine Be-
darfsprüfung (§ 3a Abs. 2 lit. a in Verbindung mit
Abs. 2a) bzw. eine Prüfung der Voraussetzung nach § 4b
Abs. 2 lit. a durchzuführen.“

19. § 6 hat zu lauten:
„§ 6

Verpachtung, Übertragung, 
Änderung der Bezeichnung

(1) Die Verpachtung einer Krankenanstalt, ihre
Übertragung auf einen anderen Rechtsträger und jede
Änderung ihrer Bezeichnung bedürfen der Bewilligung
der Landesregierung.

(2) Die Verpachtung oder Übertragung einer Kran-
kenanstalt oder eines ihrer Teile ist zu bewilligen, wenn
der Pächter bzw. der neue Träger der Krankenanstalt die
Voraussetzungen nach § 3a Abs. 2 lit. b und f erfüllt. Die
Änderung der Bezeichnung ist zu bewilligen, wenn die
neue Bezeichnung nicht zu Zweifeln über den An-
staltszweck führt und öffentliche Interessen nicht be-
einträchtigt werden.

(3) Wird ein selbstständiges Ambulatorium auf einen
Sozialversicherungsträger übertragen, so entfällt die
Voraussetzung nach § 3a Abs. 2 lit. f.“

20. Nach § 6 wird folgende Bestimmung als § 6a ein-
gefügt:

„§ 6a
Haftpflichtversicherung

(1) Krankenanstalten, die nicht durch eine Gebiets-
körperschaft, eine sonstige Körperschaft öffentlichen
Rechts oder durch eine juristische Person, die im Eigen-
tum einer Gebietskörperschaft oder Körperschaft öf-
fentlichen Rechts steht, betrieben werden, haben zur
Deckung der aus ihrer Tätigkeit entstehenden Schaden-
ersatzansprüche eine Haftpflichtversicherung bei einem
zum Geschäftsbetrieb in Österreich berechtigten Versi-
cherer abzuschließen und diese während der Dauer
ihrer Betriebsbewilligung aufrecht zu erhalten. Bei
Krankenanstalten, die durch eine juristische Person, die
im Eigentum einer Gebietskörperschaft oder Körper-
schaft öffentlichen Rechts steht, betrieben werden, be-

steht ein haftungsrechtlicher Durchgriff zur Gebiets-
körperschaft oder Körperschaft öffentlichen Rechts,
sofern keine Haftpflichtversicherung besteht.

(2) Die Mindestversicherungssumme hat für jeden
Versicherungsfall 2.000.000,– Euro zu betragen. Die
Haftungshöchstgrenze darf pro einjähriger Versiche-
rungsperiode das Fünffache der Mindestversicherungs-
summe nicht unterschreiten. Der Ausschluss oder eine
zeitliche Begrenzung der Nachhaftung des Versicherers
ist nicht zulässig.

(3) Der geschädigte Dritte kann den ihm zustehen-
den Schadenersatzanspruch im Rahmen des betreffen-
den Versicherungsvertrages auch gegen den Versicherer
geltend machen. Der Versicherer und der ersatzpflich-
tige Versicherte haften als Gesamtschuldner.

(4) Die Versicherer sind verpflichtet, der Landesre-
gierung unaufgefordert und umgehend jeden Umstand
zu melden, der eine Beendigung oder Einschränkung des
Versicherungsschutzes oder eine Abweichung vom Ver-
sicherungsvertrag darstellt oder darstellen kann. Sie
haben auf Verlangen der Landesregierung über solche
Umstände Auskunft zu erteilen.“

21. § 11 hat zu lauten:

„§ 11
Ärztlicher Dienst

(1) Der ärztliche Dienst darf in Krankenanstalten nur
von Ärzten versehen werden, die nach den Vorschriften
des Ärztegesetzes zur Ausübung des ärztlichen Berufes
berechtigt sind. Der zahnärztliche Dienst in Zahn-
ambulatorien darf nur von Zahnärzten, die nach den
Vorschriften des Zahnärztegesetzes zur Ausübung des
zahnärztlichen Berufes berechtigt sind, sowie entspre-
chend dem vorgesehenen Leistungsspektrum auch von
Fachärzten für Mund-, Kiefer- und Gesichtschirurgie,
die nach den Vorschriften des Ärztegesetzes zur Aus-
übung des ärztlichen Berufes berechtigt sind, versehen
werden.

(2) Die Führung von Abteilungen, Departements
oder Fachschwerpunkten und Instituten für die Be-
handlung bestimmter Krankheiten sowie von Labora-
torien und Prosekturen darf nur Fachärzten des betref-
fenden medizinischen Sonderfaches, wenn ein solches
nicht besteht, nur Fachärzten eines anderen hiefür in
Betracht kommenden Sonderfaches übertragen werden.
Für den Fall der Verhinderung ist die Vertretung durch
einen in gleicher Weise qualifizierten Arzt sicherzu-
stellen.

(3) Für jede Krankenanstalt ist ein geeigneter Arzt
als verantwortlicher Leiter des ärztlichen Dienstes und
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der mit der ärztlichen Behandlung der Pfleglinge zu-
sammenhängenden Aufgaben zu bestellen (ärztlicher
Leiter). Zur Vertretung des ärztlichen Leiters ist ein ge-
eigneter Arzt als Stellvertreter zu bestellen. Für Zahn-
ambulatorien dürfen entsprechend dem vorgesehenen
Leistungsspektrum nur Zahnärzte oder Fachärzte für
Mund-, Kiefer- und Gesichtschirurgie zum ärztlichen
Leiter bestellt werden. Umfasst das Leistungsspektrum
sowohl Tätigkeiten, die der Zahnmedizin zuzuordnen
sind, als auch Tätigkeiten, die dem Sonderfach Mund-,
Kiefer- und Gesichtschirurgie zuzuordnen sind, so ist
als ärztlicher Leiter entweder ein geeigneter Zahnarzt
oder ein geeigneter Facharzt für Mund-, Kiefer- und
Gesichtschirurgie zu bestellen. Dabei ist sicherzustel-
len, dass dem zahnärztlichen bzw. ärztlichen Dienst aus-
reichend Zahnärzte und Fachärzte für Mund-, Kiefer-
und Gesichtschirurgie angehören. Zur Vertretung des
ärztlichen Leiters ist ein in gleicher Weise qualifizierter
Zahnarzt oder Facharzt für Mund-, Kiefer- und Ge-
sichtschirurgie zu bestellen. Die Bestellung des ärzt-
lichen Leiters und des Stellvertreters hat auf Dauer oder
befristet zu erfolgen. Die Bestellung des Stellvertreters
des ärztlichen Leiters ist der Landesregierung schriftlich
anzuzeigen. In Zentral- und Schwerpunktkrankenan-
stalten ist die Leitung des ärztlichen Dienstes hauptbe-
ruflich auszuüben. Das Verfügungsrecht des Trägers der
Krankenanstalt in wirtschaftlichen Angelegenheiten
bleibt unberührt. Bei bettenführenden Krankenanstal-
ten führt der ärztliche Leiter die Bezeichnung „ärztlicher
Direktor“.

(4) Mit Bewilligung der Landesregierung kann bei
Pflegeanstalten für chronisch Kranke (§ 1 Abs. 3 lit. c)
von der Bestellung eines ärztlichen Leiters abgesehen
werden, wenn die Aufsicht durch einen geeigneten Arzt
sichergestellt ist.

(5) Die Bestellung des ärztlichen Leiters und des Lei-
ters der Prosektur (Prosektor) bedarf, sofern diese Stel-
len nicht aufgrund der universitätsrechtlichen Vor-
schriften zu besetzen sind, der Genehmigung der Lan-
desregierung. Die Genehmigung ist zu erteilen, wenn
die bestellten Ärzte bzw. Zahnärzte die Voraussetzun-
gen nach Abs. 1, 2 und 3 erfüllen und wenn die Bestim-
mungen der §§ 31 und 31a eingehalten worden sind. Die
Genehmigung ist bei Erteilung der Betriebsbewilligung
der Krankenanstalt gleichzeitig mit dieser, sonst vor
Dienstantritt des Arztes bzw. des Zahnarztes zu ertei-
len. Die Bestellung der Leiter der Abteilungen (Primar-
ärzte) ist der Landesregierung schriftlich anzuzeigen. 

(6) Die Landesregierung hat eine nach Abs. 5 erteilte
Genehmigung zu widerrufen, wenn 

a) die für ihre Erteilung maßgebend gewesenen Vo-
raussetzungen weggefallen sind, 

b) nachträglich hervorkommt, dass sie nie gegeben
waren oder 

c) die betreffenden Ärzte bzw. Zahnärzte sich
schwerwiegender oder wiederholter Verstöße gegen ihre
Pflichten schuldig gemacht haben.

(7) Die nach den universitätsrechtlichen Vorschrif-
ten zur Besetzung von Stellen des ärztlichen Dienstes
zuständigen Behörden haben der Landesregierung hier-
über innerhalb einer angemessenen Frist Mitteilung zu
machen.“

22. Im Abs. 1 des § 12 hat der Einleitungssatz zu
lauten: 

„Der ärztliche bzw. zahnärztliche Dienst muss so ein-
gerichtet sein, dass“

23. Im Abs. 1 des § 12 hat die lit. f zu lauten:
„f) die in der Krankenanstalt tätigen Ärzte und Zahn-

ärzte sich im erforderlichen Ausmaß fortbilden kön-
nen;“

24. Der Abs. 3 des § 12 hat zu lauten:
„(3) Pfleglinge dürfen nur nach den Grundsätzen und

anerkannten Methoden der medizinischen bzw. zahn-
medizinischen Wissenschaft ärztlich bzw. zahnärztlich
behandelt werden.“

25. (Landesverfassungsbestimmung) § 12a hat zu
lauten: 

„§ 12a
Ethikkommission

(1) Zur Beurteilung der klinischen Prüfung von Arz-
neimitteln und Medizinprodukten, der Anwendung
neuer medizinischer Methoden einschließlich nicht-
interventioneller Studien (biomedizinische Forschungs-
vorhaben) sowie angewandter medizinischer Forschung,
der Durchführung von Pflegeforschungsprojekten (ex-
perimentellen oder Pflegeinterventionsstudien) sowie
der Anwendung neuer Pflege- und Behandlungskon-
zepte und neuer Pflege- und Behandlungsmethoden in
Krankenanstalten in Tirol hat der Träger des allgemei-
nen öffentlichen Landeskrankenhauses (Universitäts-
kliniken) Innsbruck an dieser Anstalt eine Ethikkom-
mission einzurichten. Er hat durch Bereitstellung der
erforderlichen Personal- und Sachausstattung der
Ethikkommission zu ermöglichen, ihre Tätigkeit frist-
gerecht durchzuführen.

(2) Die Verpflichtung nach Abs. 1 besteht nicht, wenn
durch einen schriftlichen Vertrag sichergestellt ist, dass
eine an der Medizinischen Universität Innsbruck nach
universitätsrechtlichen Vorschriften eingerichtete gleich-
wertige Kommission die Aufgaben der Ethikkommission
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nach Abs. 1 wahrnimmt. In diesem Fall hat der Träger
des allgemeinen öffentlichen Landeskrankenhauses
(Universitätskliniken) Innsbruck der Kommission das
erforderliche Hilfspersonal und die erforderlichen Sach-
mittel zur Verfügung zu stellen sowie den sonstigen aus
der Besorgung der Aufgaben der Ethikkommission sich
ergebenden Verwaltungsaufwand zu tragen.

(3) Die Ethikkommission ist rechtzeitig vor dem Be-
ginn der Durchführung eines biomedizinischen For-
schungsvorhabens, ausgenommen nicht-interventio-
nelle Studien, zu befassen. Vor der Durchführung ange-
wandter medizinischer Forschung, der Durchführung
nicht-interventioneller Studien, der Durchführung von
Pflegeforschungsprojekten sowie der Anwendung
neuer Pflege- und Behandlungskonzepte und neuer
Pflege- und Behandlungsmethoden kann die Ethik-
kommission befasst werden. Die Ethikkommission hat
ihre Stellungnahme ohne unnötigen Aufschub, spätes-
tens jedoch innerhalb von sechs Monaten unter Bezug-
nahme auf die eingereichten Unterlagen in schriftlicher
Form abzugeben.

(4) Der Sponsor hat die Durchführung eines biome-
dizinischen Forschungsvorhabens in einer Krankenan-
stalt vor deren Beginn unter Anschluss der Stellung-
nahme der Ethikkommission dem ärztlichen Leiter zu
melden. Ebenso hat er auch dessen Beendigung zu mel-
den. Gleichzeitig hat der Sponsor diese Meldungen ab-
schriftlich der Ethikkommission zu übermitteln.

(5) Die Beurteilung durch die Ethikkommission hat
sich insbesondere zu beziehen auf

a) die mitwirkenden Personen und die vorhandenen
Einrichtungen,

b) den Prüfplan im Hinblick auf die Zielsetzung und
die wissenschaftliche Aussagekraft sowie das Nutzen/
Risiko-Verhältnis,

c) die Art und Weise, in der die Auswahl der Ver-
suchspersonen durchgeführt wird und in der Aufklä-
rung und Zustimmung zur Teilnahme erfolgen, wobei
gegebenenfalls klarzustellen ist, dass der Versuchsper-
son kein persönlicher Nutzen aus der Teilnahme er-
wächst,

d) die Vorkehrungen, die für den Eintritt eines Scha-
densfalles im Zusammenhang mit dem biomedizini-
schen Forschungsvorhaben getroffen werden,

e) das Ausmaß, in dem die Teilnahme von Prüfern,
Personal und Versuchspersonen diesen finanziell abge-
golten wird,

f) die Art und Weise, in der sichergestellt ist, dass allen
Mitarbeitern, die in die Durchführung des biomedizini-

schen Forschungsvorhabens oder in die Betreuung der
Versuchspersonen eingebunden sind, alle relevanten
Informationen zur Verfügung stehen.

(6) Neue medizinische Methoden im Sinn des Abs. 1
sind Methoden, die aufgrund der Ergebnisse der Grund-
lagenforschung und der angewandten Forschung sowie
unter Berücksichtigung der medizinischen Erfahrung
die Annahme rechtfertigen, dass eine Verbesserung der
medizinischen Versorgung zu erwarten ist, die jedoch in
Österreich noch nicht angewendet werden und einer
methodischen Überprüfung bedürfen. Vor der Anwen-
dung einer neuen medizinischen Methode einschließ-
lich neuer Behandlungskonzepte und -methoden sowie
der Durchführung angewandter medizinischer For-
schung hat der Leiter der Organisationseinheit, in deren
Bereich das Forschungsprojekt, das Behandlungskon-
zept oder die medizinische Methode oder die Behand-
lungsmethode angewendet werden soll, die Ethikkom-
mission zu befassen. Vor der Durchführung von Pflege-
forschungsprojekten und der Anwendung neuer Pflege-
konzepte und -methoden hat der Leiter des Pflegediens-
tes die Ethikkommission zu befassen.

(7) Die Ethikkommission hat sich in einem ausge-
wogenen Verhältnis aus Frauen und Männern zu-
sammenzusetzen. Sie hat mindestens zu bestehen aus:

a) einem Arzt, der im Inland zur selbstständigen
Berufsausübung berechtigt und weder ärztlicher Leiter
der betreffenden Krankenanstalt noch Prüfer bzw. Kli-
nischer Prüfer ist,

b) einem Facharzt, der nicht Prüfer ist und in dessen
Sonderfach das jeweilige biomedizinische Forschungs-
vorhaben oder das angewandte medizinische For-
schungsprojekt fällt, oder gegebenenfalls einem Zahn-
arzt oder einem sonstigen entsprechenden Angehörigen
eines Gesundheitsberufes, der nicht Prüfer ist,

c) einem Vertreter des gehobenen Dienstes für Ge-
sundheits- und Krankenpflege,

d) einem Juristen mit Erfahrung auf den Gebieten des
Strafrechts und des Schadenersatzrechts,

e) einem Pharmazeuten mit wissenschaftlicher Er-
fahrung,

f) einer Person, die über biometrische Expertise ver-
fügt,

g) einem Bediensteten der Tiroler Patientenvertre-
tung,

h) einem Vertreter einer repräsentativen Behinder-
tenorganisation,

i) einem Vertreter der organisierten chronisch Kran-
ken und
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j) einer weiteren, nicht unter die lit. a bis i fallenden
Person, die mit der Wahrnehmung seelsorgerischer An-
gelegenheiten in einer Krankenanstalt betraut ist oder
die sonst über die entsprechende ethische Kompetenz
verfügt.

Für jedes Mitglied ist ein in gleicher Weise qualifi-
zierter Vertreter zu bestellen.

(8) Bei der Beurteilung von Pflegeforschungsprojek-
ten und der Anwendung neuer Pflege- und Behand-
lungskonzepte und neuer Pflege- und Behandlungsme-
thoden hat der Ethikkommission überdies eine Person
anzugehören, die über Expertise in Bezug auf Metho-
den der qualitativen Forschung verfügt.

(9) Erforderlichenfalls können von der Ethikkom-
mission der ärztliche Leiter der Krankenanstalt, an der
das biomedizinische Forschungsvorhaben durchgeführt
wird, und weitere Experten beigezogen werden. Bei der
Beurteilung eines Medizinproduktes ist jedenfalls ein
Technischer Sicherheitsbeauftragter beizuziehen. Wird
die Ethikkommission im Rahmen einer multizentri-
schen klinischen Prüfung eines Arzneimittels befasst, so
haben ihr weiters ein Facharzt für Pharmakologie und
Toxikologie anzugehören.

(10) Die Mitglieder der Ethikkommission haben all-
fällige Beziehungen zur pharmazeutischen Industrie
oder Medizinprodukteindustrie gegenüber dem Träger
des allgemeinen öffentlichen Landeskrankenhauses
(Universitätskliniken) Innsbruck offenzulegen. Sie
haben sich ihrer Tätigkeit in der Ethikkommission –
unbeschadet weiterer allfälliger Befangenheitsgründe –
in allen Angelegenheiten zu enthalten, in denen eine Be-
ziehung zur pharmazeutischen Industrie oder Medizin-
produkteindustrie geeignet ist, ihre volle Unbefangen-
heit in Zweifel zu ziehen.

(11) Die Mitglieder der Ethikkommission scheiden
durch Verzicht auf die Mitgliedschaft oder durch Wider-
ruf der Mitgliedschaft aus dieser Funktion aus. Die Lan-
desregierung hat die Bestellung von Mitgliedern der
Ethikkommission zu widerrufen, wenn die Vorausset-
zungen für die Bestellung nicht mehr gegeben sind oder
Umstände eintreten, die der ordnungsgemäßen Aus-
übung dieser Funktion voraussichtlich dauerhaft ent-
gegenstehen.

(12) Die Ethikkommission hat sich eine Geschäfts-
ordnung zu geben. Diese bedarf der Genehmigung der
Landesregierung. Keiner Genehmigung bedarf die Ge-
schäftsordnung, wenn die Aufgaben der Ethikkommis-
sion von einer gleichwertigen Kommission im Sinn des
Abs. 2 wahrgenommen werden.

(13) Der Leiter jener Organisationseinheit, an der ein
Pflegeforschungsprojekt oder die Anwendung neuer
Pflegekonzepte oder -methoden durchgeführt werden
soll, hat das Recht, im Rahmen der Sitzung der Ethik-
kommission zu dem geplanten Pflegeforschungsprojekt
oder der Anwendung neuer Pflegekonzepte oder -me-
thoden Stellung zu nehmen.

(14) Über jede Sitzung der Ethikkommission ist ein
Protokoll aufzunehmen. Das Protokoll bzw. der betref-
fende Teil davon ist

a) dem ärztlichen Leiter der Krankenanstalt,
b) bei der Beurteilung einer klinischen Prüfung auch

dem Prüfer, 
c) bei der Anwendung einer neuen medizinischen

Methode, einem angewandten medizinischen For-
schungsprojekt oder neuem Behandlungskonzept und 
-methode auch dem Leiter der Organisationseinheit,

d) bei der Beurteilung von Pflegeforschungsprojek-
ten und der Anwendung neuer Pflegekonzepte und 
-methoden auch dem Leiter des Pflegedienstes und den
Leitern der betroffenen Organisationseinheiten

zur Kenntnis zu bringen. Die Protokolle sind ge-
meinsam mit allen für die Beurteilung wesentlichen
Unterlagen wie Krankengeschichten nach § 15 aufzu-
bewahren.

(15) Der Prüfer hat die Ethikkommission über et-
waige nachträgliche Änderungen des Prüfplanes und
über alle schwerwiegenden unerwünschten Ereignisse,
die während der klinischen Prüfung auftreten, sowie
über nicht klinische und gegebenenfalls vorhandene kli-
nisch relevante Daten und Ergebnisse, die während des
Verlaufes der klinischen Prüfung verfügbar werden, zu
informieren. Die Information hat unverzüglich und
schriftlich zu erfolgen. Bei Änderungen, die möglicher-
weise zu einer Erhöhung des Risikos führen, ist die
Ethikkommission neu zu befassen.

(16) Der Sponsor hat für die Beurteilung eines bio-
medizinischen Forschungsvorhabens durch die Ethik-
kommission einen angemessenen Beitrag zu deren Ver-
waltungsaufwand an den Träger des allgemeinen öffent-
lichen Landeskrankenhauses (Universitätskliniken)
Innsbruck zu leisten.

(17) Die Mitglieder der Ethikkommission sind bei
Ausübung dieser Funktion an keine Weisungen oder
Aufträge gebunden.

(18) Die Landesregierung ist berechtigt, sich über alle
Angelegenheiten des Aufgabenbereiches der Ethik-
kommission zu informieren. Diese ist verpflichtet, der
Landesregierung die verlangten Auskünfte zu erteilen.
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Davon ausgenommen sind Auskünfte über Krankenge-
schichten (§ 15 Abs. 1 lit. b).“

26. Im Abs. 1 des § 13a hat der erste Satz zu lauten:
„Zur Besorgung der Aufgaben nach Abs. 4 ist für jede

Krankenanstalt ein Facharzt für Hygiene und Mikro-
biologie (Krankenhaushygieniker) oder ein sonst fach-
lich geeigneter, zur selbstständigen Berufsausübung be-
rechtigter Arzt bzw. für ein Zahnambulatorium ein
sonst fachlich geeigneter, zur selbstständigen Berufs-
ausübung berechtigter Zahnarzt oder Facharzt für
Mund-, Kiefer- und Gesichtschirurgie (Hygienebeauf-
tragter) zu bestellen.“

27. Der Abs. 6 des § 13a hat zu lauten:
„(6) In selbstständigen Ambulatorien kann die Funk-

tion des Krankenhaushygienikers oder Hygienebeauf-
tragten bei Vorliegen der entsprechenden fachlichen
Eignung auch der ärztliche Leiter ausüben. Für die im
Abs. 4 genannten Aufgaben ist jedenfalls der Kranken-
haushygieniker oder der Hygienebeauftragte beizuzie-
hen.“

28. Im Abs. 1 des § 15 wird in der Z. 1 der lit. b nach
dem Wort „ärztlichen“ die Wortfolge „und gegebenen-
falls zahnärztlichen“ eingefügt.

29. Im Abs. 1 des § 15 hat die lit. c zu lauten: 
„c) über jede Entnahme von Organen oder Organ-

teilen eines Verstorbenen zum Zweck der Transplanta-
tion sowie über jede Entnahme von Zellen oder Ge-
webe eines Verstorbenen zur Verwendung beim Men-
schen eine Niederschrift aufzunehmen, die einen Be-
standteil der Krankengeschichte bildet;“

30. Im Abs. 1 des § 15 werden in der lit. e nach dem
Wort „Ärzten“ ein Beistrich und das Wort „Zahnärzten“
eingefügt. 

31. Im Abs. 2 des § 15 werden in der Z. 1 nach dem
Wort „Arzt“ ein Beistrich und die Wortfolge „gegebe-
nenfalls dem für die zahnärztliche Behandlung Verant-
wortlichen,“ eingefügt.

32. Im § 16a wird im ersten Satz vor dem Wort „Kran-
kenanstalten“ das Wort „bettenführenden“ eingefügt.

33. Im Abs. 1 des § 31 wird im ersten Satz nach dem
Wort „Konsiliarärzte“ die Wortfolge „oder Konsiliar-
zahnärzte“ eingefügt.

34. Im § 31b wird nach Abs. 6 folgende Bestimmung
als Abs. 6a eingefügt:

„(6a) Die Mitglieder der Arzneimittelkommission
scheiden durch Verzicht auf die Mitgliedschaft oder
Widerruf der Mitgliedschaft aus dieser Funktion aus.
Die Landesregierung hat die Bestellung von Mitgliedern
der Arzneimittelkommission zu widerrufen, wenn die

Voraussetzungen für die Bestellung nicht mehr gegeben
sind oder Umstände eintreten, die der ordnungsgemä-
ßen Ausübung dieser Funktion voraussichtlich dauer-
haft entgegenstehen.“

35. (Landesverfassungsbestimmung) Im Abs. 9 des
§ 31b wird der Klammerausdruck „(Landesverfassungs-
bestimmung)“ aufgehoben.

36. Im § 31b wird folgende Bestimmung als Abs. 10
angefügt:

„(10) Die Landesregierung ist berechtigt, sich über
alle Angelegenheiten des Aufgabenbereiches der Arz-
neimittelkommission zu informieren. Diese ist ver-
pflichtet, der Landesregierung die verlangten Auskünfte
zu erteilen.“

37. Im Abs. 2 des § 35 wird im ersten Satz nach dem
Wort „Arzt“ die Wortfolge „bzw. Zahnarzt“ eingefügt.

38. Der Abs. 6 des § 35 hat zu lauten:
„(6) Bei der Entlassung eines Pfleglings ist neben dem

Entlassungsschein unverzüglich ein Entlassungsbrief
anzufertigen, der die für eine allfällige weitere ärztliche,
psychologische, psychotherapeutische und pflegerische
Betreuung oder Betreuung durch Hebammen notwen-
digen Angaben und Empfehlungen sowie allfällige not-
wendige Anordnungen für die Angehörigen der Ge-
sundheits- und Krankenpflegeberufe, die Angehörigen
der gehobenen medizinisch-technischen Dienste oder
Heilmasseure zur unerlässlich gebotenen Betreuungs-
kontinuität zu enthalten hat. In diesem sind die Anga-
ben und Empfehlungen bzw. Anordnungen übersicht-
lich und zusammengefasst darzustellen. Empfehlungen
hinsichtlich der weiteren Medikation haben den vom
Hauptverband der österreichischen Sozialversiche-
rungsträger herausgegebenen Erstattungskodex und die
Richtlinien über die ökonomische Verschreibweise von
Heilmitteln und Heilbehelfen zu berücksichtigen. Aus-
nahmen sind ausschließlich aus medizinischer Notwen-
digkeit zulässig, erforderlichenfalls ist eine Bewilligung
des chef- und kontrollärztlichen Dienstes der Kranken-
versicherungsträger einzuholen. Dieser Entlassungs-
brief ist nach der Entscheidung des Pfleglings diesem
oder

a) dem einweisenden oder weiterbehandelnden Arzt
oder Zahnarzt,

b) bei Bedarf den für die weitere Betreuung in Aus-
sicht genommenen Angehörigen eines Gesundheits-
berufes und

c) bei Bedarf der für die weitere Pflege und Betreu-
ung in Aussicht genommenen Einrichtung

zu übermitteln.“
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39. Der Abs. 1 des § 37 hat zu lauten:
„(1) Die Leichen der in öffentlichen Krankenanstal-

ten verstorbenen Pfleglinge sind zu obduzieren, wenn
die Obduktion sanitätspolizeilich oder strafprozessual
angeordnet worden oder zur Wahrung anderer öffent-
licher oder wissenschaftlicher Interessen, insbesondere
wegen diagnostischer Unklarheit des Falles oder wegen
eines vorgenommenen operativen Eingriffes, erforder-
lich ist.“

40. Im Abs. 1 des § 38 hat die lit. d zu lauten:
„d) über ärztliche oder zahnärztliche Zuweisung zur

Befunderhebung vor Aufnahme in die Anstaltspflege,“
41. Im Abs. 5 des § 41a wird folgender Satz angefügt:
„Im Fall einer Überstellung des Pfleglings in eine

andere Krankenanstalt sind der Kostenbeitrag nach
Abs. 1, der Beitrag nach Abs. 3 und der Beitrag nach
Abs. 4 für den Tag der Überstellung nur von jener Kran-
kenanstalt einzuheben, in welche der Pflegling überstellt
wird.“

42. Im § 51a wird folgende Bestimmung als Abs. 8 an-
gefügt:

„(8) Die Landesregierung ist berechtigt, sich über alle
Angelegenheiten des Aufgabenbereiches der Schieds-
kommission zu informieren. Diese ist verpflichtet, der
Landesregierung die verlangten Auskünfte zu erteilen.“

43. § 54f hat zu lauten:

„§ 54f
Sonderkrankenanstalten für Psychiatrie müssen unter

der ärztlichen Leitung eines Facharztes für Psychiatrie,
Psychiatrie und Neurologie, Neurologie und Psychiatrie
oder Kinder- und Jugendpsychiatrie stehen.“

44. Im § 59 hat die lit. a zu lauten:
„a) § 32 ist mit der Maßgabe anzuwenden, dass Kon-

siliarapotheker den Arzneimittelvorrat von selbststän-
digen Ambulatorien entsprechend deren Anstaltszweck
regelmäßig, mindestens aber einmal jährlich, zu kon-
trollieren haben.“

45. Die Abs. 1 und 2 des § 62a haben zu lauten:
„(1) Die Landesregierung hat die geeignetste Form

der Sicherstellung öffentlicher Anstaltspflege durch
einen Tiroler Krankenanstaltenplan festzulegen, der

durch Verordnung zu erlassen ist. Der Tiroler Kranken-
anstaltenplan gilt jedenfalls für Fondskrankenanstalten
im Sinn des Tiroler Gesundheitsfondsgesetzes. Er hat
sich im Rahmen des Österreichischen Strukturplanes
Gesundheit sowie des Regionalen Strukturplanes Ge-
sundheit Tirol zu halten.“

(2) Der Tiroler Krankenanstaltenplan hat jedenfalls
folgende Festlegungen zu enthalten:

a) die Standorte der Fondskrankenanstalten,
b) die maximalen Gesamtbettenzahlen für den Nor-

malpflege- sowie den Intensivbereich für jede Fonds-
krankenanstalt,

c) die medizinischen Fächerstrukturen (Fachrich-
tungen) und die Organisationsformen für jede Fonds-
krankenanstalt,

d) die maximalen Bettenzahlen je Fachrichtung be-
zogen auf das Bundesland Tirol, die jeweilige Versor-
gungsregion oder die jeweilige Fondskrankenanstalt,

e) die Anzahl der medizinisch-technischen Großge-
räte für jede Fondskrankenanstalt,

f) die Verortung von Referenzzentren und speziellen
Versorgungsangeboten.“

Artikel II

(1) Dieses Gesetz tritt mit Ausnahme des Art. I
Z. 25 und 35 mit dem Ablauf des Tages der Kundma-
chung in Kraft.

(2) (Landesverfassungsbestimmung) Art. I Z. 25
und 35 treten mit dem Ablauf des Tages der Kundma-
chung in Kraft.

(3) Verfahren zur Errichtung einer Krankenanstalt,
die vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes anhängig ge-
worden sind, sind nach den §§ 3, 3a, 4a und 4b in der
Fassung des Art. I Z. 5 bis 10 und Z. 16 weiterzuführen.

(4) Die Träger von bestehenden Krankenanstalten,
die im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes über
eine rechtskräftige Betriebsbewilligung verfügen und
die nach § 6a zum Abschluss einer Haftpflichtversiche-
rung verpflichtet sind, haben dieser Verpflichtung bis
zum 19. August 2011 nachzukommen und dies der Lan-
desregierung nachzuweisen.

Der Landtagspräsident:
van Staa

Der Landeshauptmann:
Platter

Das Mitglied der Landesregierung:
Tilg

Der Landesamtsdirektor:
Liener
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Der Landtag hat beschlossen:

Artikel I

Das Landes-Vertragsbedienstetengesetz, LGBl. Nr.
2/2001, zuletzt geändert durch das Gesetz LGBl. Nr.
30/2011, wird wie folgt geändert:

1. Im Abs. 2 des § 1 wird die lit. m aufgehoben. Die
bisherige lit. n erhält die Buchstabenbezeichnung „m“.

2. Der Abs. 5 des § 55 hat zu lauten:
„(5) Bei einer Erhöhung des Beschäftigungsausmaßes

ist das Ausmaß des in der Zeit eines niedrigeren Be-
schäftigungsausmaßes erworbenen und noch nicht ver-
brauchten Erholungsurlaubes an das neue Beschäfti-
gungsausmaß aliquot anzupassen. Bei einer Herabset-
zung des Beschäftigungsausmaßes ist das Ausmaß des in
der Zeit eines höheren Beschäftigungsausmaßes erwor-
benen und noch nicht verbrauchten Erholungsurlaubes
an das neue Beschäftigungsausmaß aliquot anzupassen,
soweit dem Vertragsbediensteten nachweislich Gelegen-
heit gegeben wurde, diesen Erholungsurlaub vor der
Herabsetzung des Beschäftigungsausmaßes zu verbrau-
chen, und er davon nicht Gebrauch gemacht hat.“

3. Im § 60 hat der dritte Satz zu lauten:
„Hat der Vertragsbedienstete einen Karenzurlaub

nach dem Tiroler Mutterschutzgesetz 2005 bzw. dem
Mutterschutzgesetz 1979 oder dem Tiroler Eltern-Ka-
renzurlaubsgesetz 2005 in Anspruch genommen, so
wird der Verfallstermin um den gesamten Zeitraum die-
ses Karenzurlaubes hinausgeschoben.“

4. Der Abs. 3 des § 81g wird aufgehoben.
5. Der Abs. 3 des § 81i wird aufgehoben. Der bishe-

rige Abs. 4 erhält die Absatzbezeichnung „(3)“.

Artikel II

§ 60 dritter Satz des Landes-Vertragsbedienstetenge-
setzes in der Fassung des Art. I Z. 3 ist auch auf Ka-
renzurlaube nach dem Tiroler Mutterschutzgesetz 2005
bzw. dem Mutterschutzgesetz 1979 oder dem Tiroler
Eltern-Karenzurlaubsgesetz 2005 anzuwenden, die vor
dem 1. Juni 2011 angetreten worden sind und frühestens
mit dem Ablauf des 1. Juni 2011 enden.

Artikel III

Dieses Gesetz tritt mit 1. Juni 2011 in Kraft.

33. Gesetz vom 16. März 2011, mit dem das Landes-Vertragsbedienstetengesetz geän-
dert wird (13. L-VBG-Novelle)
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